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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Zolltarifs 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 178. Sitzung am 7. Juni 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversitats-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes 

zur Änderung des Zolltarifs 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Sicherung der Stabilität des Preisgefüges 
die Zollsätze für Waren der gewerblichen 
Wirtsdiaft (Kap. 14, 25 und 28 bis 98 des 
Zolltarifs, ausgenommen Waren der Tarif- 
nrn. 2966 Abs. A und B, 3501, 3507 und 
3509 Abs. B) durch Rechtsverordnung für 
die Zeit vom 1. Juli 1957 bis zum 31. De- 
zember 1957 zu ermäßigen oder aufzuheben. 

(2) Ausgenommen hiervon sind die Zoll- 
sätze der auf Grund des Vertrages über die 
Europäische Gemeinsdiaft für Kohle und 
Stahl mit (EG) bezeichneten Waren der Ta- 
rifnrn. 7301 bis 7316. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Die Senkung von Zöllen ist ein geeignetes 
Mittel, um Preisauftriebstendenzen ent- 
gegenzuwirken. Der Anreiz zu verbilligter 
Einfuhr ist zugleich ein Beitrag zur Vermin- 
derung der Zahlungsbilanzüberschüsse. Es 
erscheint angebracht, die Voraussetzungen 
für die Durchführung solcher Zollsenkungen 
für Waren der gewerblichen Wirtschaft für 
die Zeit zwischen dem Auslaufen der Legis- 


laturperiode und der Arbeitsaufnahme des 
neu gewählten Bundestages zu schaffen. 

Die Bundesregierung soll deshalb ermächtigt 
werden, gewerbliche Zölle ausnahmsweise 
ohne Mitwirkung der gesetzgebenden Kör- 
perschaften zu ermäßigen oder aufzuheben, 
jedoch nur für die Zeit vom 1. Juli bis zum 
31. Dezember 1957. 
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